
Seit 1. Oktober 2005 gilt in Hes-
sen-Nassau die Kirchlich-Diako-
nische Arbeitsvertragsordnung
(KDAVO). Untere Lohngruppen
werden nachträglich angehoben.
Nach Klagen vor Arbeitsgerich-
ten hat das Landesarbeitsgericht
festgestellt, dass Arbeitsverträge
mit BAT-Bezug nicht einfach in
die KDAVO übergeleitet werden
können. Ab 1. Juli 2007 gelten
die novellierten Arbeitsvertrags-
richtlinien (AVR) der Ev. Kirche in
Deutschland (EKD). Neu sind
beispielsweise die Entgeltgrup-
pen und Öffnungsklauseln. Ein-
malzahlungen sind ebenfalls ver-
handelt. Kurhessen – Waldeck
(KW) orientiert sich an der AVR

EKD. Auf dieser Grundlage wird
die Novellierung der AVR KW für
die Diakonie und das in Kraft tre-
ten verhandelt. In der verfassten
Kirche von KW gilt die Anwen-
dung des Bundesangestelltenta-
rifs (BAT). Verhandelt wird der-
zeit u. a., welcher Tarifvertrag
zukünftig mit kirchenspezifi-
schen Elementen zur Anwen-
dung kommt.
Abzuwarten bleibt, ob die Ände-
rungen bei den Gehältern zur
Zukunftsfähigkeit der Arbeit
beitragen oder ob auf Kosten der
Mitarbeitenden und zu Lasten
der Menschen, die Hilfe und
Unterstützung brauchen, gespart
wird! rz

Am 27.01.2008 finden die Wah-
len für den hessischen Landtag
statt. Eine Wahl, die auch für die
Behindertenhilfe von großer Be-
deutung ist, da die meisten für
unsere Arbeit relevanten Fragen
auf der Landesebene entschie-
den werden.
Die Bilanz für den Behinderten-
bereich unseres derzeitigen Mi-
nisterpräsidenten Roland Koch
und der CDU Alleinregierung
zeichnet sich hauptsächlich durch
Negativmeldungen aus. In guter
Erinnerung ist uns die „Aktion si-
chere Zukunft“ geblieben. Viele
Einrichtungen mussten hierdurch
mit Einschränkungen leben, An-
gebote mussten gekürzt oder

aus Geldmangel ganz eingestellt
werden, KollegInnen verloren ih-
ren Arbeitsplatz. Die Ausgliede-
rung der LWV-Einrichtungen,
das Bestreben, die Kostenträger-
schaft für die Eingliederungshilfe
auf die Kommunen zu übertra-
gen und den LWV aufzulösen
sind weitere Themen der letzten
Jahre.
Die Zusammensetzung des Land-
tages hat direkten Einfluss auf
die Arbeit in der Behindertenhilfe.
Deshalb, geht wählen und prüft
genau, was die einzelnen Par-
teien in Ihren Wahlprogrammen
zur Behindertenhilfe aussagen,
bevor ihr entscheidet, wo ihr eu-
er Kreuzchen macht. js

Neues Zeitungsprojekt
In Euren Händen haltet Ihr die
erste Ausgabe der Zeitung
„AKAB“. Drei-
mal im Jahr
werden sich zu-
künftig Kolle-
gInnen in mehr
als 20 Einrich-
tungen der Be-
hindertenhilfe
zu verschiedenen Fragestellun-
gen informieren können

ver.di Kampagne
Bis zum 31.10.07 will die Ge-
werkschaft ver.di mit ihrer Kam-
pagne „Soziale Arbeit ist mehr
wert“ auf die unzulänglichen
Arbeitsbedingungen in Sozial-
und Gesundheitsberufen auf-
merksam machen

MAV stellt sich vor
Die MitarbeiterInnen-Vertretung

des Bathildis-
heims in Bad
Arolsen gehört
zu den Mit-
gliedseinrich-
tungen des
AKAB e.V.
Auf Fragen ant-

wortet die stellvertretende Vor-
sitzende Christa Bertram.

Das Persönliche Budget kommt!
Risiken und Nebenwirkung sind nicht ausgeschlossen
Ab Januar 2008 besteht für
LeistungsberechtigteeinRechts-
anspruch auf das Persönliche
Budget nach dem SGB IX. Für
die Betroffenen aber auch für
Einrichtungen wird entschei-
dend sein, wie hoch die Bud-
gets sein werden.
Allerorts wird über das Persön-
liche Budget (PB) diskutiert,
das seit 2001 Bestandteil des
Teilhaberechts für Menschen
mit Behinderung (SGB IX) ist.
Erklärte Absicht ist es, den Lei-
stungsberechtigten mehr Ent-
scheidungsfreiraum darüber zu
geben, welche Unterstützung
wann, wo und durch wen ge-
leistet werden soll. Die rechtli-
che Grundlage für das PB fin-
det sich in §17, SGB IX und der
Budgetverordnung (BudgetV).
Bis Ende 2007 laufen bundes-
weit Modellprojekte (Hessen:
Marburg-Biedenkopf und
Groß-Gerau). Ab 2008 besteht
für Leistungsberechtigte ein
Rechtsanspruch. Auch in der
Eingliederungshilfe wird damit
die Geldleistung neben die be-
kannte Sachleistung gestellt.

Menschen mit einer Behinde-
rung sind in Zukunft deutlicher
als bisher Geld- und Auftrag-
geber. Hilfeangebote müssen
inhaltlich und strukturell pass-
genauer auf die individuellen
Bedarfe abgestimmt werden.
Damit ist eine deutliche Lei-
stungsdifferenzierung zu er-

warten. Diskutiert werden hier
Modelle, die einzeln wählbare
Angebotsinhalte als Leistungs-
module zu unterschiedlichen
Preisniveaus vorsehen. Das
liegt durchaus im Interesse der
Sozialpolitik, die erklärter Ma-
ßen die Kosten für Betreuungs-
leistungen senken will. Be-
fürchtet wird, dass dies nicht

ohne Folgen für die fachlichen
Qualitätsstandards sowie die
Arbeitsbedingungen der Mitar-
beiterInnen hinsichtlich Quali-
fikation, Lohn und Arbeitszeit
bleiben wird.
Bedenken richten sich jedoch
nicht gegen das Budget. Ent-
scheidend wird sein, dass die

Höhe der Budgets so bemessen
werden, dass professionelle
Hilfe von den Budgetnehme-
rInnen auch bezahlt werden
kann. Lohndumping und dem
Verlust regulärer Arbeitsplätze
würde ansonsten Vorschub ge-
leistet, so wie es in der in der
ambulanten Pflege zu beob-
achten ist. jsc

Kirche Landespolitik
Änderung bei Gehältern in Diakonie und Kirche Landtagswahlen in Hessen am 27.01.08

Am 20. April fand in Korbach eine Fachtagung zum Thema „Das Persön-
liche Budget“ statt
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Neue Wohnform
geplant
Nach stationärem Wohnen
(Wohnstätte/Wohnheime),
stationärbegleitetem Wohnen
(Betreutes Wohnen mit erhöh-
ter Betreuung), Apartment-
wohnen mit Assistenz und am-
bulantem Wohnen (Betreutes
Wohnen) entwickelt der LWV
mit der Unterbringung bei Fa-
milien, die pädago-
gisch/betreut und unterstützt
werden (Familienpflege) der-
zeit einen weiteren Baustein.

„Tarifvertrag Soziale
Dienste“
Der „Tarifvertrag Soziale
Dienste Hessen“ ist seit 01.
07.2007 in Kraft. Er soll es er-
möglichen, tarifgebundenen
Einrichtungen zur Sicherung
ihrer Konkurrenzfähigkeit und
zur Abwendung wirtschaft-
licher Notlagen innerhalb des
TVöD zu Lösungen zu kom-
men.

Mondschein-Party
Ca. 250 KollegInnen der Le-
benshilfe Gießen feierten am
31. August in Lich-Eberstadt
direkt am Maisfeld-Labyrinth
ein großes Fest. Von Betriebs-
rat und Geschäftsführung or-
ganisiert, gab es neben Thea-
ter und Musik ein Fußballspiel
bei Nacht, das bizarre und
skurrile Elemente in sich trug.

Aktionswoche zur ver.di-Kam-
pagne „Soziale Arbeit ist mehr
wert“ vom 24. – 28.09.2007.
Aktionen an unterschiedlichen
Orten. Vielleicht auch bei
Euch?

Kurzmeldungen

Termine

Impressum

Kontakt

Der Kommentar

Nur wer informiert ist, kann sich wehren!
Der Rotstift regiert in allen Ein-
richtungen der Behindertenhilfe.
Für die KollegInnen ist das Ar-
beiten unter dieser Vorgabe
zum Alltag geworden. Überall
das gleiche Bild: Personalein-
sparungen, erhöhter Arbeits-
druck, Erhöhung der Wochen-
arbeitszeit, Lohnreduzierun-
gen, usw.
Vor diesem Hintergrund ist
klar, dass Betriebsräte, Perso-
nalräte und MitarbeiterInnen-
Vertretungen einen außeror-
dentlich schweren Stand ha-
ben. Aber wie die Bedingun-
gen für die abhängig Beschäf-
tigten und ihre Interessensver-
treter vor Ort auch sein mö-
gen, es gilt das gleiche Prinzip:
Wer kämpft, kann verlieren;
wer nicht kämpft, hat schon
verloren!
Wir alle miteinander werden
seit Jahren Zeugen einer gigan-
tischen Umverteilung des ge-
sellschaftlichen Vermögens
von unten nach oben. Wäh-
rend sich die großen Konzerne

vor Steuergeschenken kaum
noch retten können und
gleichzeitig unbemerkt von der
Öffentlichkeit tagtäglich Milli-
onen von Euros in weltweite
Bundeswehreinsätze gesteckt
werden, zahlen die Beschäftig-
ten, die Erwerbslosen, die
Rentner, die Kranken und die
auf Assistenz angewiesenen
Menschen mit Behinderung die
Zeche. Und immer wieder er-
tönt das Lied der so genannten
Volksparteien: Wir müssen bei
den Sozialleistungen sparen –
wir können uns diesen Luxus
nicht mehr leisten! Als ob es
den Menschen mit Behinde-
rung in der Geschichte der
Bundesrepublik Deutschland
schon mal zu gut gegangen
wäre.
Dieses System der Ungerech-
tigkeiten kann nur deshalb
funktionieren, weil an jedem
Tag 24 Stunden am Stück ein
Gemisch von Wahrheit, Teil-
wahrheit und Lüge auf die Be-
völkerung niedergeht. Den

Meinungsmachern ist klar:
Wissen ist Macht! Wer falsch
informiert ist, wird sich vieles
gefallen lassen und auch Dinge
erdulden, die eigentlich uner-
träglich sind.
Der AKAB e.V. (Arbeitskreis der
ArbeitnehmerInnen-Vertretun-
gen in der Behindertenhilfe Hes-
sens) will mit der regelmäßigen
Herausgabe dieser Zeitung für
Gegenöffentlichkeit sorgen. Uns
Redakteuren ist bewusst, dass
dies nur ein kleiner Beitrag sein
kann. Aber wir wissen auch,
dass wir uns nur gemeinsam
gegen weitere Verschlechte-
rungen unserer Arbeitsbedin-
gungen zur Wehr setzen kön-
nen. Dafür brauchen wir gut
informierte KollegInnen.

Herwig Selzer
Betriebsrat
Lebenshilfe Gießen

Berichte aus den Einrichtungen

Weitere Privatisierung von LWV-Einrichtungen

Derzeit werden alle LWV-Ein-
richtungen, ausgenommen die
Sinnes- und Erziehungsschu-
len, in die örtlichen Handels-
register als gemeinnützige
GmbHs eingetragen.
Der LWV Hessen ist für die
hessische Behindertenhilfe nicht
nur Kostenträger, sondern unter-

hält auch Abteilungen der Be-
hindertenhilfe in seinen eige-
nen Einrichtungen, wie z.B. das
Sozialpädagogische Zentrum
Kalmenhof in Idstein, in dem
ca. 350 Beschäftigte für die
Umsetzung von Fachangebo-

ten für die Behinderten- und
Jugendhilfe tätig sind.
Laut einem politischen State-
ment in der Weilburger LWV-
Verbandsversammlung am 21.
03.07 verlassen die Beschäftig-
ten in den LWV-Einrichtungen
den „kuscheligen Kokon des
öffentlichen Dienstes“.

Doch die LWV-Beschäftigten
sind gut aufgestellt, da unsere
vereinbarten Verhandlungsab-
schlüsse sich bundesweit sehen
lassen können.
Maßgeblich zu den erfolgrei-
chen Verhandlungsabschlüssen

haben beigetragen: Eine Un-
terschriftenaktion „Hände weg
vom BAT“, zahlreiche hessen-
weit durchgeführte Podiumsdi-
skussionen und Vor-Ort-Aktio-
nen, die Postkartenaktion „Aus-
verkauf – nicht mit uns“, die
digitale Unterschriftensamm-
lung auf der website:
www.LWV-Sozialabbau.de
und natürlich auch die zwei
eindrucksvollen Demonstratio-
nen am 09.03.05 und am
11.10.06 vor dem ältesten
Haus der hessischen Demokra-
tie (Ständehaus/ LWV Haupt-
verwaltung) in Kassel.
Nach einem 12-stündigen Ver-
handlungsmarathon haben
sich die Verhandlungspartner
(ver.di, HKAV und LWV Hes-
sen) am 04.12.06 auf gemein-
same Eckpunkte für die Privati-
sierung der LWV-Einrichtun-
gen – wie z.B. beidseitige Tarif-
gebundenheit bis zum 31.12.
2011, also für über 5 Jahre –
verständigt. Wenn das nicht
schon mal ein guter Anfang ist,
doch wie bekannt: Der Teufel
steckt letzten Endes im Detail! fs

Bei der Demonstration am 11.10.2006 in Kassel waren auch Mitglieder
des AKAB e.V. dabei
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nach dem Rechtsstatus,
der Sozialversicherung,
die Rolle des Fachaus-
schusses etc. zu klären.
Das derzeitig geltende
Werkstättenrecht müs-
ste überprüft und an-
gepasst werden.
In Bezug auf die o. g.
Ziele wäre es erforder-
lich, dass die „Budget-
nehmer“ aus einer dif-
ferenzierten Angebots-
palette die für sie erfor-
derlichen einzelnen Lei-
stungen auswählen kön-
nen. In den Werkstätten
sind diese differenzierten Einzellei-
stungen bisher kaum ausgewie-
sen. Zukünftig werden einzelne
Beschäftigte diese individuellen
Leistungspakete (z. B. Arbeit, päda-
gogische / soziale Betreuung, pflege-
rische, medizinische Leistungen,
rechtliche bzw. soziale Beratung
und Freizeitaktivitäten) anfragen
bzw. einfordern.

Auf welche Veränderungen
muss sich der Bereich Betreutes
Wohnen einstellen?

Der Bereich des Betreuten Woh-
nens wie auch die anderen Ange-
bote im Bereich der Offenen Hilfen
bieten sich aufgrund der geringe-
ren Investitionserfordernisse am
ehesten für die Entwicklung eines
vom Gesetzgeber beabsichtigten
Wettbewerbs an. Hier sind erste
Bemühungen von Elterninitiativen
und einzelnen sozialpädagogi-
schen Fachkräften zu beobachten,
Alternativangebote zu den bisher
etablierten „Leistungserbringern“
zu entwickeln und anzubieten.

Welche Konsequenzen sind für
die etablierten Einrichtungen der
Behindertenhilfe kurz- und lang-
fristig zu befürchten?

Das Interview

„Persönliches Budget“

Ab 01. Januar 2008 erhalten Men-
schen mit einem Rechtsanspruch
auf Eingliederungshilfe auf Antrag
ein sog. „Persönliches Budget“.

Herr Werner Heimberg, Geschäfts-
führer des Landesverbandes Hes-
sen der Lebenshilfe, beantwortet
vier zentrale Fragen.

Welche Vor- und Nachteile sehen
Sie für die Anspruchsberechtigten?

Zunächst sind die vom Gesetzge-
ber angestrebten Ziele des Persön-
lichen Budgets zu betonen. Men-
schen mit Behinderung können mit
dem Persönlichen Budget soweit
wie möglich selbstbestimmt und in
Eigenverantwortung leben. Sie
sind damit in der Lage, sich ihre Hil-
fen sehr individuell und passgenau
zu beschaffen und zu organisieren.
Mit diesen Zielen stimmt die Le-
benshilfe überein.
Die Handhabung des Persönlichen
Budgets, von der Antragstellung
über die Verwaltung bis hin zur
Qualitätssicherung, stellt jedoch
für Menschen mit geistiger Behin-
derung oder psychischer Erkran-
kung gegenüber dem bisher beste-
henden System der Sachleistungen
neue Anforderungen, die sie häu-
fig ohne Hilfe nicht bewältigen
können. Bisher ist die Frage einer
Budgetassistenz nur unzureichend
geklärt, die Lebenshilfe fordert die
Übernahme dieser zusätzlichen As-
sistenzkosten im Rahmen des Bud-
gets, um eine Benachteiligung die-
ser Menschen zu vermeiden.

Wie schätzen Sie die Aus-
wirkungen für den Bereich der
Werkstätten ein?

Beim Persönlichen Budget für
Werkstattleistungen ergeben sich
vielfältige rechtliche und praktische
Probleme. So sind u. a. die Fragen

Aufgrund der in den
bisherigen Modellre-
gionen feststellbaren
geringen Nachfrage ist
aus meiner Sicht kurz-
fristig nicht mit erheb-
lichen Auswirkungen
für die etablierte Be-
hindertenhilfe zu rech-
nen. Der von den Sozi-
alpolitikern, Sozialhil-
feträgern und Verbän-
den eingeschlagene
Weg des Ausbaus von
ambulanten Hilfen
wird im Zusammen-
spiel mit dem Persön-

lichen Budget von den etablierten
Trägern einen „bunten Blumen-
strauß“ unterschiedlichster, flexib-
ler Angebotsformen hervor brin-
gen. Die bestehenden strikten
Grenzen zwischen stationären, teil-
stationären und ambulanten Ange-
boten werden sich zugunsten indi-
vidueller Hilfearrangements verän-
dern und Kombinationen von sta-
tionärer, teilstationärer und ambu-
lanter Hilfen ermöglichen.

Das Finanzierungssystem der Ein-
richtungen wird durch die einzel-
nen Leistungspakete für die Träger
komplexer und risikoreicher. Der
Einsatz der MitarbeiterInnen wird
dementsprechend individueller und
flexibler erfolgen müssen. Hier ent-
steht Fortbildungsbedarf. Die in
den Modellprojekten genehmigten
Budgets weisen einen „Mix“ von
professionellen Hilfen und Unter-
stützung durch Laien auf. Durch
diese Praxis entwickelt sich eine
Tendenz zur Entprofessionalisie-
rung der Hilfen für Menschen mit
Behinderung.

(W. Heimberg referierte auf einer
AKAB-Fortbildung zu diesem The-
ma am 05.10.06)

Werner Heimberg,
Geschäftsführer des
Landesverbandes
Hessen der Lebens-
hilfe

Verdi

Soziale Arbeit ist mehr wert! Eine Kampagne von ver.di bis zum 31.10.07

Da stimmt doch was nicht: Ist
das Auto kaputt, zahlen wir
locker schon mal 80 € pro
Stunde für die Reparatur, ist
ein Angehöriger pflegebedürf-
tig, werden schon 15 € Stun-
denlohn für eine ausgebildete
Pflegekraft zu viel.
Die Preise für soziale Dienstlei-
stungen fallen rapide und der
unbefristete Arbeitsvertrag zu
den Bedingungen des Flächen-
tarifvertrages ist für neu einge-
stellte KollegInnen in sozialen
Einrichtungen schon fast ge-
nauso unwahrscheinlich wie
der Sechser im Lotto.

Soziale Dienstleistungen, so soll
uns weisgemacht werden, sind
„nicht länger finanzierbar“, „zu
teuer“, die „Vollkaskomenta-
lität“ in Deutschland muss „end-
lich ein Ende haben“ und die
„hohen Sozialabgaben ver-
nichten Arbeitsplätze“! Unsere
Gesellschaft bedauert den
Arzt, der von seinen Kassenpa-
tienten angeblich nicht mehr
leben kann, aber dass nicht der
Arzt, sondern in Wirklichkeit
seine Arzthelferin (wenn er sie
nicht schon entlassen hat) von
ihrem Lohn nicht mehr leben
kann, blendet die Berichterstat-

tung regelmäßig aus. Soziale Ar-
beit ist zu 75%Frauenarbeit und
die muss billig sein!
Dieses Bewusstsein muss sich
ändern! Darum will ver.di mit
der Kampagne „Soziale Arbeit
ist mehr wert“ bis zum 31.Okt-

ober 2007 in vielfältigen Aktio-
nen in der Öffentlichkeit und in
Betrieben zeigen, wie notwen-
dig vernünftig bezahlte Arbeit
und tarifliche Arbeitsbedingun-
gen für Beschäftigte in sozialen
Berufen sind. gsz

Daheim statt Heim

Ein Slogan, der sich zu einer
Bundesinitiative unter der
Mitverantwortung der SPD-
Bundestagsabgeordneten
Silvia Schmidt entwickelt hat.
Die Befürworter dieser „sozi-
alen Bewegung“ fordern u.
a. einen Baustopp für neue
Heime und den Abbau be-
stehender Heimplätze.
Sie treten für ambulante Hil-
fen im Wohnverbund mit der
Familie ein. Ihre Zielgruppe
sind ältere und behinderte
Menschen, die einer Assi-
stenz bedürfen. Die Mitbür-
ger, für die ein solches Wohn-
konzept in Frage kommt, sind
nur ein geringer Teil derer,
die aufgrund des Alters und
einer Behinderung beein-
trächtigt sind (ca. 5%).
Diese Initiative propagiert ih-
re Philosophie zeitgleich mit
dem Inkrafttreten des „Per-
sönlichen Budgets“, das der
Öffentlichkeit ein Bild der
Selbstbestimmung und Anti-
diskriminierung suggerieren
soll. Vergessen werden die
Menschen, die aufgrund ih-
rer Behinderung nicht in der
Lage sind, ihre Eingliede-
rungshilfe zu verwalten oder
gar einzuklagen.
In den Bereichen Industrie,
Handwerk und Dienstlei-
stung wird eine hohe Profes-
sionalität gefordert, in der
Betreuung von Menschen mit
Behinderung besinnt man
sich wieder auf Laienarbeit
und Nachbarschaftshilfe, weil
diese wesentlich geringere
Kosten verursachen. rr



Am 10. Mai 2007 trafen sich
39 Mitglieder des AKAB zu ei-
ner Fortbildung zum vorge-
nannten Thema.
Nach einer Einführung durch
den AKAB- Vorsitzenden Jür-
gen Süß bildeten die Fortbil-
dungsteilnehmer vier Arbeits-
gruppen und beleuchteten die
verschiedenen Handlungsfel-
der. Die Ergebnisse der einzel-
nen Arbeitsgruppen wurden
festgehalten und im Anschluss
an die Gruppenarbeit dem Ple-
num vorgestellt, diskutiert und
zusammengefasst.
Dabei entstand die Überzeu-
gung, dass die Arbeitnehmer-
interessen nicht nur auf der be-
trieblichen Ebene vertreten und
umgesetzt werden müssen
sondern auch auf der politi-
schen Ebene durch Öffentlich-
keitsarbeit und Aktionen (siehe
dazu auch ver.di Aktivitäten)
zu unterstützen sind.
Der AKAB e.V. sieht in der Ver-
schiebung des Renteneintritt-
alters eine gezielte Förderung
des derzeit noch durch die Ar-
beitgeberfraktion hemmungslos
genutzten Niedriglohnsektors.
Die Lücke zwischen Austritt
aus dem Erwerbsleben und
Renteneintritt lag 2004 im
Schnitt bereits bei 2,7 Jahren.
Um die „Durststrecke“ zu
überwinden, bleiben vielen Äl-
teren nur die Minijobs – 2004
galt das bereits für 770 000 der
55- bis 65-Jährigen.
Diese Lücke wird nun im Zuge
der Verschiebung des Renten-

Eine Mitglieds-
einrichtung
stellt sich vor!

Das Rehazentrum Bathildisheim in
Bad Arolsen ist ein diakonisches So-
zialunternehmen. Zu ihm gehören
die Bathildisheimer Werkstätten, das
Berufsbildungswerk Nordhessen, das
Heilpädagogische Wohnen und die
Karl-Preising-Schule. Standorte sind
Bad Arolsen, Kassel, Korbach und
Rosenthal/ Frankenberg. 740 Mitar-
beiterInnen betreuen ca. 1000 Klient-
Innen. Die Fragen beantwortet Christa
Bertram.

Was ist deine Hauptmotivation,
MAV-Arbeit zu machen?

Personalvertretungen (in Kirchlichen
Einrichtungen) sind ein wichtiges
Gremium in jedem Betrieb, um Ar-
beitsrechte für MitarbeiterInnen zu
wahren. Mein Interesse bei der Wahl
zur MAV bestand darin, die MAV in
unserer Einrichtung in diesem Sinne
auszubauen und nach vorn zu brin-
gen. Mein soziales Engagement setze
ich bestmöglich für die KollegInnen
ein.

Welches Arbeitsfeld findest du
am spannendsten?

An der Entwicklung des Unterneh-
mens und damit an Änderungen der
Arbeitsgestaltung und Arbeitsprozes-
se im Interesse der MitarbeiterInnen
mitzuwirken

Was geht dir bei dem Wort
Sparpolitik durch den Kopf?

Die Hoffnung, dass die Gesellschaft
sich endlich gegen unsoziale Entwik-
klungen wehrt und die Verantwort-
lichen schließlich wieder angemessen
Verantwortung für Menschen mit
Behinderung und MitarbeiterInnen in
sozialen Bereichen übernehmen.

Welche Unterstützung bietet Dir
der AKAB e.V. in deiner Alltags-
arbeit?

Das Forum allein für sich ist schon
klasse: Ein Problem, eine Frage - jede
Menge Antworten, jede Menge Lö-
sungen! Die Fortbildungen und Se-
minare sind sehr gut aufgebaut und
geben Möglichkeiten, sich mit einzu-
bringen.

Welche Erwartungen hast du für die
nächsten Jahre?

Soziale Arbeit muss bei den Verant-
wortlichen und in der Gesellschaft
wieder mehr wertgeschätzt werden.
Dies ist nur durch persönliche Aner-
kennung, optimale Beschäftigungs-
bedingungen und angemessene Be-
zahlung möglich. Ich wünsche mir,
dass sich mehr Diakonische Einrich-
tungen (AVR-Anwender) dem AKAB
anschließen.

Am 1. Januar 2007 ist das El-
terngeld an die Stelle des Erzie-
hungsgeldes getreten. Es wird
für die 12 bis 14 Monate un-
mittelbar nach der Geburt des
Kindes gewährt.
Die Höhe des Elterngeldes rich-
tet sich nach dem Einkommen
der Eltern und beläuft sich auf
67% des Nettogehaltes desje-
nigen Elternteils, der nach der
Geburt des Kindes zu Hause
bleibt. Es beträgt mindestens
300 € / Monat, maximal 1.800
€ / Monat.
Während der Elterngeldzeit ist
Teilzeitbeschäftigung unter 30
Stunden wöchentlich möglich;
das Einkommen wird zur Be-
rechnung des Elterngeldes mit

herangezogen.
In den ersten zwei Monaten
nach der Geburt wird die Lei-
stung mit dem Mutterschafts-
geld verrechnet. Arbeitnehme-
rinnen erhalten zumeist erst ab
dem dritten Monat Elterngeld,
da die Mutterschutzleistungen
ihres Arbeitgebers und ihrer
Krankenkasse in den ersten bei-
den Monaten nach der Geburt
oft höher sind. Anschließend
haben sie noch zehn Monate
Anspruch auf Elterngeld. Zwei
weitere Monate Elterngeld be-
kommt man, wenn der Partner
zu Hause bleibt.
Es besteht auch die Möglich-
keit, das Elterngeld auf einen
längeren Zeitraum zu verteilen,

indem ein Partner das halbe El-
terngeld für 24 Monate be-
zieht.
Die in dem Antrag festgelegte
Entscheidung sowohl hinsicht-
lich des anspruchsberechtigten
Elternteils als auch hinsichtlich
der gewählten Monate ist für
den gesamten Bezugszeitraum
bindend. Es empfiehlt sich, den
Antrag bald nach der Geburt
des Kindes zu stellen, da nur bis
drei Monate rückwirkend nach
Antragsstellung gezahlt wird
Bei Verheirateten könnte sich
ein Wechsel von Steuerklasse V
in Klasse III für denjenigen El-
ternteil, der Elterngeld beziehen
wird, lohnen. uts

MitarbeiterInnen-Vertretung

AKAB e.V. in Aktion

„Älter werden – Leistungsfähigkeit im Alter“
eintrittsalters vergrößert, da in
vielen Tarif- und Arbeitsverträ-
gen festgeschrieben ist, dass
das Arbeitsverhältnis mit Ab-
lauf des Monats endet, in dem

der Arbeitnehmer/ die Arbeit-
nehmerin sein 65 Lebensjahr
vollendet.
Vor dem Hintergrund des mo-
dernisierten Tarifs des öffent-
lichen Dienstes (TVöD) kann
die Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses mit 65 Jahren den
Arbeitgebern nur Recht sein,
sind doch die Neu eingestellten
jüngeren Kolleginnen und Kol-
legen kostengünstiger zu be-
schäftigen.
Der AKAB e.V. lehnt, wie viele
andere Interessensvertretun-
gen, den Beschluss zur Erhö-
hung des Renteneintrittsalters
auf 67 als verschleiertes Ren-
tenkürzungsprogramm ab.
Durch organisierte Verknap-
pung der finanziellen Mittel in

der Behindertenhilfe ist der
Personalstand in den Unter-
nehmen drastisch abgebaut;
die Belastung des Einzelnen
massiv gestiegen; dies führte

dazu, dass immer weniger pfle-
gende Arbeitnehmer und Ar-
beitnehmerinnen bis 65 durch-
halten konnten; die Zahl der
Rentner wegen Erwerbsunfä-
higkeit wird zukünftig stärker
steigen, da sich die Lebensar-
beitszeit nun um 2 weitere Jah-
re verlängert.

Der AKAB e.V. fordert deshalb
die Rente mit 67 zurück zu
nehmen und stattdessen die
Sozialsysteme von Belastungen
zu befreien, die unter anderem
durch die Wiedervereinigung
und die dadurch entstandene
Möglichkeit der Arbeitgeber
Gewinne zu privatisieren Pro-
bleme und Kosten zu soziali-
sieren. rs

Auf der Versammlung wurde der Beschluss zur Herausgabe der AKAB-
Zeitung gefasst.

Arbeitsrecht

Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz bringt Verbesserungen


